
Reihe Gebote, die in anderen Bestimmungen dieser 
Gesetze enthalten sind. Der Verfassungs- und Rechts­
ausschuß hält es für zweckmäßig, möglichst bald eine 
vollständige Sammlung dieser Nebengesetze heraus­
zugeben, um nicht nur den Justizorganen, sondern auch

allen anderen Staatsorganen, für deren Tätigkeit diese 
Gesetze eine wichtige Grundlage sind, die Arbeit mit 
den von der Volkskammer durch dieses Gesetz fest­
gelegten Straf- und Ordnungsstrafbestimmungen zu er­
leichtern.

Beratung des Verfassungs- und Rechtsausschusses der Volkskammer
über die Vervollkommnung
des einheitlichen sozialistischen Rechtssystems

Am 6. Juni 1968 trat der Verfassungs- und Rechtsaus­
schuß der Volkskammer der DDR zu einer bedeutsamen 
Beratung zusammen. Zur Debatte standen zwei Gesetz­
entwürfe, über die die Volkskammer in ihrer 9. Sit­
zung am 10./11. Juni 1968 entschied: das Gesetz über 
die gesellschaftlichen Gerichte der DDR (GGG) und 
das Gesetz zur Anpassung von Strafbestimmungen und 
Ordnungsstrafbestimmungen (Anpassungsgesetz). An 
der Beratung des Ausschusses nahmen als Gäste der 
Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates und 
Minister der Justiz, Dr. Wünsche, und der Leiter 
der Rechtsabteilung beim Bundesvorstand des FDGB, 
Kranke, sowie leitende Mitarbeiter des Ministe­
riums der Justiz und des Bundesvorstandes des FDGB 
teil.
Zur Vorbereitung der Beratung hatten sich zwei Ar­
beitsgruppen von Mitgliedern des Verfassungs- und 
Rechtsausschusses gründlich mit den Gesetzentwürfen 
beschäftigt. Damit verwirklichte der Ausschuß eine 
Forderung, die auf dem VII. Parteitag1 und insbeson­
dere auf der 2. Tagung des Zentralkomitees der SED2 * 
erhoben worden war und nun auch verfassungsrecht­
lich (Art. 61 der Verfassung) fixiert ist, nämlich zu 
besseren Vorbereitung der Entscheidungen in den Aus­
schüssen der Volkskammer spezielle Arbeitsgruppen 
zu bilden, „die in komplexen, operativen Einsätzen 
Gesetzesvorlagen mit den Bürgern beraten oder die 
Durchführung der Gesetze kontrollieren“'1.

In seinen die Beratung einleitenden Bemerkungen un­
terstrich der Vorsitzende des Verfassungs- und Rechts­
ausschusses, Prof. Dr. W e i c h e 11, daß der Entwurf 
des Gesetzes über die gesellschaftlichen Gerichte in 
engem Zusammenhang mit der Verwirklichung der 
neuen, sozialistischen Verfassung steht, in der festge­
legt ist (Art. 92), daß die Rechtsprechung in der DDR 
durch das Oberste Gericht, die Bezirks- und Kreis­
gerichte sowie die gesellschaftlichen Gerichte ausgeübt 
wird. Auch Minister Dr. Wünsche hob hervor, daß 
Stellung und Bedeutung der Konflikt- und Schieds­
kommissionen im System der sozialistischen Recht­
sprechung durch ihre verfassungsrechtliche Charakte­
risierung als gesellschaftliche Gerichte weiter erhöht 
wurden. Das gemeinsam vom Ministerium der Justiz 
und vom FDGB-Bundesvorstand ausgearbeitete Gesetz 
sei die einheitliche staatsrechtliche Grundlage für die 
gesellschaftlichen Gerichte, während die jeweiligen 
Besonderheiten in der Tätigkeit der Konflikt- und der 
Schiedskommissionen in speziellen Erlassen des Staats­
rates Ausdruck fänden. Diese Normativakte seien eine 
weitere Garantie für die Verwirklichung sozialistischer 
Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit.
Uber die Ergebnisse der Tätigkeit der Arbeitsgruppe 
berichtete deren Leiter, Abg. Prof. Dr. Dr. A r 11. Er 
betonte, welchen wichtigen Beitrag die gesellschaft-

1 Vgl. W. Ulbricht, Die gesellschaftliche Entwicklung in der 
DDR bis zur Vollendung des Sozialismus, Berlin 1967, S. 79.
2 vgl. W. Ulbricht, Die Konstituierung der staatlichen Organe
und Probleme ihrer wissenschaftlichen Arbeitsweise, Berlin 
1967, S. 10 f.
•'* Ebenda.

liehen Gerichte zur Bekämpfung und Verhütung von 
Rechtsverletzungen sowie zur Beilegung von Rechts­
streitigkeiten leisten. Ferner wies er auf die Verant­
wortung der Gesellschaft gegenüber den Konflikt- und 
Schiedskommissionen hin und unterbreitete in diesem 
Zusammenhang die Vorschläge der Arbeitsgruppe zur 
Änderung, Ergänzung und Präzisierung einiger Bestim­
mungen des Gesetzentwurfs. Aus der sachlichen und 
kritischen Aussprache über diese Vorschläge, die zum 
Teil noch aus der Sicht der Gewerkschaften durch 
Kranke ergänzt wurden, sollen die wesentlichsten 
genannt werden:
Bei der Bestimmung über die Bildung der gesellschaft­
lichen Gerichte (§§ 4, 5) ging es u. a. um die Frage, in 
welchen gesellschaftlichen Bereichen Konfliktkommis­
sionen gebildet werden können. Im Verlaufe der Dis­
kussion wurde § 4 Abs. 1 dahin präzisiert, daß Kon­
fliktkommissionen in Betrieben aller Eigentumskatego­
rien, in Einrichtungen des Gesundheitswesens, der Kul­
tur und Volksbildung, in staatlichen Organen und Ein­
richtungen sowie in gesellschaftlichen Organisationen 
gebildet werden. In diesem Zusammenhang kündigte 
Kranke an, daß die Fraktion des FDGB hierzu der 
Volkskammer einen Vorschlag unterbreiten werde, 
durch den die Verantwortung der Gewerkschaften für 
die Bildung der Konfliktkommissionen noch deutlicher 
zum Ausdruck gebracht wird4.
Die ursprüngliche Fassung des Gesetzentwurfs enthielt 
keine Bestimmung darüber, auf wessen Vorschlag und 
für welchen Zeitraum die Mitglieder der gesellschaft­
lichen Gerichte gewählt werden sollen. Während im 
Ausschuß Einmütigkeit darüber bestand, daß die Mit­
glieder der Konfliktkommissionen auf Vorschlag der 
Betriebsgewerkschaftsleitungen und die der Schieds­
kommissionen auf Vorschlag der Ausschüsse der Na­
tionalen Front zu wählen sind, gab es einen längeren 
Meinungsstreit über die Regelung der Wahlperioden. 
Dabei ging es insbesondere um die Frage, ob die Mit­
glieder der Konfliktkommissionen ebenso wie die der 
Schiedskommissionen auch für die Dauer von vier oder 
nur von zwei Jahren gewählt werden sollten. Die Ab­
geordneten kamen zu dem Ergebnis, daß bei einer 
Wahlperiode von vier Jahren für diese Zeit durchaus 
eine gewisse Stabilität der Zusammensetzung der 
Schiedskommissionen gewährleistet sei und daß sich 
dieser längere Zeitraum — wie die Erfahrungen der 
Praxis zeigten — auch auf die Tätigkeit der Schieds­
kommissionen und die Qualifizierung ihrer Mitglieder 
positiv auswirken werde. Bei den Konfliktkommissio­
nen könne jedoch — jedenfalls nicht unter den gegen­
wärtigen Bedingungen — auf Grund der Dynamik der 
wissenschaftlich-technischen Revolution und des damit 
verbundenen, der Strukturentwicklung unserer Volks­
wirtschaft entsprechenden effektivsten Einsatzes von 
Arbeitskräften in den Betrieben von einer Stabilität der 
Zusammensetzung über den Zeitraum von vier Jahren 
nicht gesprochen werden. Der Ausschuß entschied sich
4 Dementsprechend wurden bei der Beschlußfassung der Volks­
kammer über das GGG auf Antrag der FDGB-Fraktion die §§ 3 
Abs. 2, 4 Abs. 2, 15 Abs. 2 und 16 Abs. 1 ergänzt und präzisiert.
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